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I. � 

Im Zuge der Prüfung ausgewählter ßereiche aus dern Rechnungswesen von gerreinnützigen Wohnbauvereinigungen, die ihren Sitz in der Steier­mark haben, hat der Landesrechnungshof bei der "Gerreinnützigen Sied­lungsgenossenschaft der Arbeiter und Angestellten in Leoben-L.bna-wi tz", eingetragene Genossenschaft rnit beschränkter Haftung, eine Einschau durchgeführt. 

Mit der ü..Jrchführung der Prüfung war die Gruppe 5 des Landesrech­nungshofes beauftragt. Unter dem verantwortlichen Gruppenleiter CRR. Dr. Karl Bekerle haben die Einzelprüfung im besonderen AS. OtiTrar Rottenschlager und Yb Dipl.Ing. Herbert Unger durchgeführt. 
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1 • Recht liehe Grundlagen 

Die Genossenschaft wurde 1946 gegründet und führt die Fimenbezeich­

nung 

"Gffreinnützige Siedlungsgenossenschaft der Arbeiter und Ange­

stellten in Leoben - Donawitz" 

und hat ihren Sitz in 8704 Leoben-;.'x.mawi tz, Kerpelystraße 69. 

Gegenstand des Unternehrens ist die Errichtungund Verwaltung von 

Wohnungen im eigenen und frerden l\lairen, sowie die Schaffung von Woh­

nungsei gen tun. 

Gffräß § 2 der Satzung erstreckt sich der Geschäftsbetrieb auf das 

gesamte Bundesgebiet. 

Ge-näß § 3 Abs. 1 der Satzung können Mitglieder werden: 

* Einzelpersonen 

* inländische juristische Personen 

* offene Handelsgeselslchaften und Kcmranditgeselschaften. 

Mit Stichtag 31. Dezerrber 1984 waren 1.421 Geschäftsanteile gezeich­

net. Die Höhe eines Geschäftsanteiles beträgt S 300.--. 
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2. Die Organe der Genossenschaft 

a) Vorstand 

b) Aufsirhtsrat 

c) Generalversammlung 

a) Vorstand 

Gemäß§ 20 der Satzung besteht der Vorstand aus dem Obmann, dem 

Obmannstell vertreter und einem weiteren Mitglied. Die Amtsdauer 

beträgt 3 Jahre. Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gericht­

lich und aur1ergerichtlich. Er hat die ihm obliegenden Pflichten 

mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes zu erfUllen. 

Der Vorstand setzt sich derzeit wie folgt zusammen: 

Vor- und Zuname: 

Volker Prasthofer 

Franz Kormann 

Funktion 

Obmann 

Mitglied 

Die Funktion des Obmannstellvertreters ist 1nc 

Herrn Horst Fratzl derzeit nicht besetzt. 

Vorstandssitzungen: 

1978 13 

1979 15 

1980 4 

1981 1 

1982 1 

1983 7 

de RUcktritt des 



<...;ere in Sdlre Sitzungen (Vorstand mit Aufsichtsrat): 

1978 4 

1979 8 

1980 7 

1981 5 

1982 6 

1983 7 

VorstanJ.,...,�,D.nn Pr.:isthofer ubt seine Funktio.i erst seit 2. (v\ai 1980 

dUs. Der Vorstand setzte si..:11 in Jen Vorjahren wie folgt zusC1'11ren: 

Vor- und Zunarre: 

Missethon Hans 

��eher Friedrich 

Schatz Rudolf 

b) Aufsichtsrat 

Funktion: 

Vorstandsotrrann (1980 verstorben) 

Cbrannstellvertreter 

Mi tg I ied 

!Jieser besteht gemäß � 22 der Satzung aus mindestens 3 Mitgliedern 

und 3 Ersat�1ännern mit einer dreijährigen Antsdauer. Die Ersatzmän­

ner üben ihre Funktion laut �atzung erst dann aus, wenn ein gewähl­

ter Aufsichtsrat ausscheidet. Der Aufsichtsrat hat den Vorstand bei 

seiner Geschäftsführung in allen Zweigen der Verwaltung dauernd zu 

überwachen. Er mul3 sich zu diesen Zweck über den Gang der Angelegen­

heiten der Genossenschaft stets unterrichtet halten. Die N\itglieder 

des Aufsichtsrates haben die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäfts­

rrannes anzuwenden. 

Der Aufsichtsrat setzt sich derzeit wie folgt zus�nren: 



Vor- und Zunarre 

Pau 1 fre inann 

Paul Bucher 

Franz Kogler 

Alfred überrosler 

Ge rno t 1\/ache r 

Ectrund liornbacher 

Sie�nmd ßurger 

Karl Kanz 

Gerhard Rockenschaub 
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Funktion 

Vorsitzender 

Vorsitzender-Stellver­
treter 

Schriftführer 

,vh tg l i ed 

Mitglied 

Mitglied 

Ersatzmitglied 

Ersatzmitglied 

Er sa tzrni tg l i ed 

Der Aufsichtsrat ist in den Jahren 1978 bis 1983 jeweils zu einer 

�i tzung zusamrengetreten, während al Je anderen Sitzungen gerreinsam 

rnit dern_Vorstand abgehalten wurden. 

Für den Aufsichtsrat besteht eine eigene Geschäftsanweisung. 

c) Generalversarrnlung 

Gernäß § 28 Abs. 1 der Satzung hat die ordentliche Generalversamnlung 

bis 30. Juni jeden Jahres stattzufinden. 

Die Generalversamilungen der letzten Jahre wurden an 

28. August 1979 

2. tv i 1980 (außerordentliche Generalversamnlung) 

24. Juli 1980 

6. August 1981 

22. Juli 1n2 

25. August 1983 

27. Septernber 1984 

21. Novenoer 1984 

- und s_011it nicht der Satzung entsprechend - abgehalten. 
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Die Bauvereinigung hat in den Jahren 1978 bis 1983 für die Bereiche 

Repräsentation und Werbung Aufwendungen in folgender Höhe getätigt: 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

s 

� 

s 

s 

s 

s 

75. 142,69 

69.491,59 

189.087,53 

104.415,80 

43.739, 10 

23.323,40 

S 70.410,84 

S 113.035,05 

S 78.489,94 

S 127.888,97 

S 84. 161, 09 

S 59.701, 15 

Der H.epräsentationsaufwand 'der ßauvereinigung besteht ZLITl überwie­

genden Teil aus Gasthausrechnungen. Verursacht wurde dieser Aufwand 

vor allen durch die seinerzeitige Geschäftsführung. 

Eine stichprobenweise Überprüfung dieser Belege zeigte, daß für den 

GrolHei l der Repräsentationsausgaben keine urrni ttelbare Veranlassung 

bestand. 

Cler Landesrechnungshof hat in seinen bisherigen Berichten imrer 

wieder darauf hingewiesen, daß gereinnützige Bauvereinigungen 1m 

Bereiche des Repräsentationsaufwandes eine sparsarre und restriktive 

Vorgangsweise wählen sollten. 

Bei den Gasthausrechnungen1 die durch die seinerzeitige Geschäfts­

führung gelegt wurden, ist weitgehend der TeilnelTrerkreis und der 

Zweck nicht angeführt. 
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Auf Grund der Entwicklung der Repräsentationsausgaben in den Jahren 

1982 und 1983 kann van Landesrechnungshof festgestellt werden, dal� 

ein Urdenken Platz gegriffen hat und erwartet der Landesrechnungshof 

für die Zukunft, daß solche Aufwendungen auf ein Mindestrraß be­

schränkt werden. 

Der Werbeaufwand der Bauvereinigung setzt sich ausschlielHich aus 

Kosten für Einschaltungen in diversen Zeitungen zusamen. 

Der erhöhte Aufwand in den Vorjahren erklärt sich durch schwer ver­

wertbare Wohnungen, die in Wien errichtet wurden. 

Der Landesrechnungshof erwartet für die Zukunft, daß die Bauvereini­

gung für den Bereich Reprasentation und Werbung den Grundsätzen der 

irtschaftlichkeit, Sparsa11keit und Zwecmäf3igkeit Rechnung trägt, 

da diese vor allen in den Jahren 1978 bis 1981 nicht im erforderli­

chen Ausnaß beachtet wurden. 

J 
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IV. �, Kai� Il:R C1rn. 

Der Personalaufwand der Bauvereinigung betrug in den einzelnen Jahren 

1978 s 2,159.382,21 

1979 s 3,751.810,07 

1980 s 1,731,122,42 

1981 s 1,727 .062,82 

1982 s 1,842.696,47 

1983 s 1,964.719,15 

Dieser Gesamtaufwand setzt sich in den einzelnen Jahren wie folgt zu­

sammen: 

1978 

Gehälter s 1,512.346,93 

Gesetzliche Sozialabgaben s 401.890,57 

freiwilliger Sozialaufwand s 23.737,71 

Zuweisung zur Rückstellung 
für Abfertigung s 221.407.--

s 2,159.382,21 

1979 

Gehälter s 1,501.221,68 

gesetzliche Sozialabgaben s 402.710,56 

freiwilliger Sozialaufwand s 15. 17 4, 50 

Zuweisung zur Rückstellung 
für Abfertigung s 99.456.--

Zuweisung zur Pensionsrück-
stellung s 1,733.247,33 

s 3,751.810,07 



1980 

Gehälter 

gesetzliche Sozialabgaben 
freiwilliger Sozialaufwand 
Zuweisung zur �ückstellung für Abfertigung 

1981 

Gehälter 

gesetzliche Sozialabgaben 
freiwilliger Sozialaufwand 
Zuweisung zur Rückstellung für Abfertigungen 

1982 

Gehälter 

gesetzliche Sozialabgaben 
freiwilliger Sozialaufwand 
Zuweisung zur Rückstellung für Abfertigungen 

1983 

Gehälter 

gesetzliche Sozialabgaben 
freiwilliger Sozialaufwand 
Zuweisung zur Rückstellung für Abfertigungen 

- 9 -

s 1,340.572,33 

s 324.684,09 

s 14.171.--

s 51.695.--

s 1,731.122,42 

s 1,341.881,31 

s 323.644,01 

s 20.044,50 

s 41.493.--

s 1, 727.062,82 

s 1,366.975,49 

s 355.894,58 

s 20.206,40 

s 9 9. 620. --

s 1,842.696,47 

S 1,536.790,33 

S 330.101 ,29 

S 23.284,90 

S 74.543.--

S 1,964.719,52 

Zum Prüfungszeitpunkt wurden von der Bauvereinigung 5 Angestellte be­schäftigt, wobei eine Angestellte halbtags tätig war. 
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Die Bezüge der Angestellten liegen teilweise weit über dem für ge­

meinnützige Bauvereinigungen gültigen Kollektivvertrag. 

Die Bauvereinigung hat darüberhinaus ein Bilanzgeld für alle Ange­

stellten gewährt,und zwar bis 1979 jeweils ein volles Gehalt und ab 

1980 ein h3lbes Monatsgehnlt. 

Außerdem war es bis 1982 üblich, nllen Angestellten eine gesonderte 

Weihnachtszuwendung zu gewähren, die der Höhe nach jeweils vom Vor­

stand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung beschlossen wurde. 

Zum Personalaufwand ist weiters festzustellen, daß eine Angestellte 

dem Personalstand der VOEST-Alpine zugehörig ist. Die Bauvereinigung 

muß den Bruttolohn zuzüglich eine n 100�6igen Aufschlag sowie die Um­

satzsteuer der VOEST-Alpine ersetzen. Diese Regelung ist für die Bau­

vere1n1gung mit Mehrkosten in Höhe von rd. S 160.�00.-- per anno ver­

bunden. 

Der freiwillige Sozialaufwand besteht aus Kosten für Weihnachtsfei­

ern, Betriebsausflügen und kleineren Ausgaben bei Geburtstagsfeiern. 

Zum erhöhten Personalaufwand für das Jahr 1979 ist festzustellen, daß 

es die Bauvereinigung verabsäumt hat, für die 3 ehemaligen Vorstands­

mitglieder, mit denen ein Pensionsvertrag bestand, eine entsprechende 

Rückstellung zu bilden und war daher im Jahre 1979 eine Nachbedeckung 

er forder lieh. 

Für die Angemessenheit des Personalaufwandes einer Bauvereinigung ist 

neben den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck­

mäßigkeit vor allem die Wirtschaftlichkeit in den einzelnen Ge­

schäftsbereichen ein vorrangiges Beurteilungkriterium. 

Bei der geprüften Bauvereinigung v1ar die Wirtschaftlichkeit im Be­

reiche der Bautätigkeit in allen Jahren gegeben, während die Verwal­

tungstätigkeit erst ab dem Jahre 1981 ein positives Ergebnis zeigte. 
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Es rruß daher festgestellt werden, daß der Personalauf\vand in den 

Jahren bis 19�1 gerressen an der irtschaftlichkeit der Bauvereini­

gung zt.rni ndes t sehr hoch war. 

In der derzeitigen wirtschdftlichen �ituation der ßauvereinigung 

wird es unurgänglich sein, Einsparungen im &reiche des Personalauf­

wandes vorzunehren. 

Die Kosten der Organe setzen sich in den einzelnen Jahren wie folgt 

zusamren: 

1978 

Bezüge Geschäftsfuhrung 

freiwilliger �ozialaufwand 

Aufsichtsratsentschädigung 

Aufsichtsratsabgabe 

Kosten der Generalversamnlung 

Kosten der rgane der Heiz­
kostenverrechnungsstelle 

197� 

&zuge Geschäftsführung 

freiwilliger Sozialaufwand 

Aufsichtsratsentschädigung 

Aufsichtsratsabgabe 

Kosten der l..eneralvers�1mlung 

Kosten der urgane der Heiz­
kostenverrechnungsstelle 

s 

s 

s 

s 

5 

s 

5 

s 

s 

5 

s 

5 

s 

s 

638.650.--

25.695,52 

51. 800. --

22. 199, 96 

4.051.--

36.750.--

779. 146,4ö 

893.420,41 

17. 131, 80 

49.200.--

17.400.--

2.200.--

41.250.--

1,020.602,21 
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1980 

Vorstandsbezüge s 875.349,50 

freiwilliger Sozialaufwand s 22.042,30 

Aufsichtsratsentschädigungen 5 34.010.--

Kosten der Generalversammlung s 2.850.--

Kosten der Organe der Heiz-
kostenverrechnungsstelle c; 28.500.--

Zuweisung zur Rückstellung 
für Pensionen s 96.400.--

Zuweisung zur Rückstellung für 
Abfertigungen s 22.407.--

s 1,'J81.558,8L.) 

1981 

Vorstandsbezüge s 805.755,55 

freiwilliger Sozialaufwand s 23.675,60 

Aufsichtsratsentschädigungen s 37.500.--

Kosten der Generalversammlung s 5.784,03 

Kosten der Organe der Hei-
kostenverrechnungsstelle s 11.250.�-

Zuweisung zur Rückstellung 
für Pensionen s 15.000.--

Zuweisung für Rückstellung für 
Abfertigungen s 20.055.--

s 919.020,18 

1982 

Vorstandsbezüge s 912.387,15 

freiwilliger Sozialaufwand s 35.973,51 

Aufsichtsratsentschädigungen s 30.000.--

Kosten der Generalversammlung s 1.607,50 

Kosten der Organe der Heiz-
kostenverrechnungsstelle s 6.750.--

Zuweisung zur Rückstellung 
für Pensionen s 15.700.--

Zuweisung zur Rückstellung für 
Abfertigungen s 28.517.--

s 1,030.935,16 



1983 

Vorstandsbezüge 

freiwilliger Sozialaufwand 

Aufsichtsratsentschädigungen 

Aufsichtsratsabgabe 

Kosten der Generalversamnlung 

Zuweisung zur Rückstellung für 
Pensionen 

Zuweisung zur Rückstellung für 
Abfertigungen 
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s 926.795,97 

s 27.266,40 

s 45.550.--

s 19.521.--

s 2.996.--

s 23.827.--

s 75.494.--

s 1 , 121 . 450, 37 

Die Geschäftsfuhrung der Genossenschaft wurde bis zun Beginn der 

Prüfung von 3 Vorstandsrni tgl iedern besorgt, wobei jedes Vorstands­

rni tgl ied für diese Tätigkeit entlohnt wurde. 

Wie schon bei den Kosten des Personals dargestellt, bestanden mit 

den früheren Vorstandsmitgliedern Pensionsverträge, wobei in 2 

Fällen die Ansprüche seit 1980 auf die Witwen übergangen sind. 

ZLm jetzigen Zeitpunkt besteht ein Pensionsvertrag nur rnit dan 

hauptberuflich tätigen Geschäftsführer. 

Ähnlich wie bei den Personalkosten ist auch bei den Kosten der Orga­

ne festzustellen, dal3 unter der Führung des früheren Vorstandes 

Sparsarrl<eit nicht den notwendigen Stellenwert hatte. Beispielweise 

kann hiezu angeführt werden: 

* AnlälHich des Ausscheidens eines Vorstandsmitgliedes im Jahre 1979 

wurde ein Betrag von S 186.720.-- als Abfertigung sowie ein Betrag 

von S 156.000.-- für besondere Verdienste ausbezahlt. Van öster­

reichischen Verband gareinnütziger Bauvereinigungen- evisionsver­

band wurde.hiezu festgestellt: 

"Diese Zahlungen verursachten - einschließlich der laufenden Erhö­
hung der Vorstandsbezüge sowie einer Pensionsbelastung von 
S 213.000.-- im Jahre 197<;1 einen Anstieg der Kosten der Organe ur1 
rd. 92 %. Eine derartige Kostenbelastung des Unternehi-ens ist mit 
einer sparsanen Gebarung und mit der wirtschaftichen Leistungs-
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fähigkeit einer Wohnbauvereinigung dieser Großenordnung kaun ver­
einbar." 

* Bezüglich der i<FZ-Aufwendungen war folgende Vorgangs-..veise üblich: 

** Für die Fahrten von Wohnung zun Büro der &uvereinigung wurden 

an die Vorstandsmitglieder Ki lmetergelder ausbezahlt. 

** für die Fahrten auBerhalo von Leoben (ßaustel lenbesuche, 

H.echtsabteilung 14 u.a.) wurde eine Reiserechnung gelegt, wobei 

Kilaretergeld und Tagesdiäten verrechnet wurden. 

** firn tvbnatsende wurden darüberhinaus KFZ-Reparaturen sowie Auto­

batterien, Autoreifen bis zu Schonbezügen für die Privat­

Kf'--Z der Vorstandsmitglieder 1n l:Zechnung gestellt und von der 

Bauvereinigung bezahlt. 

** Die auf den Dienstreisen angefallenen Kosten für KonsUTation 

wurden trotz Verrechnung der Tagesdiäten ebenfalls mit der Bau­

vereinigung verrechnet. 

** Aul�erdem war es Libl ich, daß bei einer Reisebewegung von 2 Mit­

gliedern des Vorstandes zm1 gleichen Ziel und zur gleichen Be­

sprechung von jedem einzeln Ki lmetergeld verrechnet wurde. 

Hiezu wird festgestellt, daß 

* bei Verwendung privater Fahrzeuge für Dienstfahrten mit dem 

Kilaretergeld alle damit für das Fahrzeug sich ergebenden 

Aufwendungen abgegolten sind. 

* bei Verrechnung von Tagesdiäten al Je Aufwendungen für Konsu­

rrat ion etc. abgegolten sind und daher nicht noch zusätzlich 

in Rechnung gestellt werden können. 

* Es war üblich, an die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichts­

rates fimendarlehen zu günstig,sten Bedingungen zu vergeben. Diese 

Darlehen, die in der Zwischenzeit zur Gänze rückbezahlt wurden, 

waren z.B. Ende 1982 noch rni t einem Betrag von rd. S 650.000.­

ausnaftend. 
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Unter der Führung des neuen Vorstandes wurden diese (i)ar lehens­

gewährungen schrittweise dbgebaut. 

Ende 1984 sind 2 Vorstandsrnitglieder ausgeschieden, und zwar Herr 

Freirrann und Herr Fratz!. Für das Vorstandsrni tgl ied Freiirann wurde 

bei der Generalversar1mlung Herr Korrrann in den Vorstand gewählt, 

wahrend Herr Fratz! nach der Generalversamnlung sein Al1t zur Verfü­

gung gestellt hat. 

Da Herr Korrmnn bisher auf eine Entlohnung seiner Tätigkeit verzich­

tet hat, bedeutet dies für die Bauvereinigung eine Einsparung von 

rd. S 300.00U.-- im Jahr. 

In diesem Zusarrrrenhang ernebt sich für den Landesrechnungshof die 

grundsätzlich Frage, ob bei einer Gröl3enordnung von rd. 1.100 zu 

verwaltenden Wohnungen und einer stark rückgängigen Bautätigkeit 

überhaupt die Notwendigkeit von 3 entlohnten Vorstandsmitgliedern 

besteht. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ein Sitzungsgeld von 

S 700.-- pro Sitzung und wird auch die Aufsichtsratsabgabe von der 

ßauvereinigung entrichtet. 

D2rn hauptberuflich tätigen Geschäftsführer steht ein Firrren-H<W zur 

Verfügung, der im Jahre 1�81 angekauft wurde. 

Die Verwendung des PK 's fur private Zwecke ist den Geschäftsführer 

6estattet. 

llizu ist festzustellen, daß für die Jahre 1981 bis Novanber 1n3 

kein Fahrtenbuch geführt wurde, obwohl dies im§ 4 der Gebarungs­

richtlinienverordnung 1979, �1. 1 r. 523, zwingend vorgeschrieben 

ist. 

Bei der Überpruf ung des Fahrtenbuches für das Jahr 1984 konnte er­

rechnet werden, dal3 im Jahre 1984 insgesamt 16. 365 km gefahren wur­

den. Darauf entfallen 4.638 kn auf Privatfahrten sowie 7.040 km auf 

-
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Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte des Geschäftsführers. Da­

durch verbleiben rd. 4.70ü kr, für dienstliche Zwecke. ßei Auszahlung 

van Kilaretergeld hätte dies einen Aufwand von rd. S 16.000.­

verursacht, dem aber tatsächliche Kosten 11n Jahre 1984 von 

S 7 5. 440, 3U (inkl • Af'A) gegenüberstehen. 

Der Landesrechnungshof erpfiehlt daher, diesen Kostenvergleich bei 

einer eventuellen Neuanschaffung niiteinzubeziehen bZ\v. ware für den 

Landesrecnnungshof auch der Verkauf des Fimen-fK\V an den Geschäfts­

fuhrer dus Einsparungsgründen uberlegenswert. 

Zusamrenfassend kann zu den Kosten der Organe festgestel I t werden, 

daß Einsparungen auch in diesell &reich notwendig sein werden, wobei 

van Landesrechnungshof nicht verkannt wird, daß ein Urdenken bereits 

eingesetzt ha�. 
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Die Buchführung wird bei der Bauvereinigung mit Hilfe eines Ruf­

Magnetkontencomputers vorgenommen, wohei für den Bereich der Mie­

ten eine externe EDV-Anlage herangezogen wird. 

Zum Prüfungszeitpunkt kann festgestellt werden, daß die Buchhal­

tung tagfertig ist und gab der Bereich der Buchführung auch in den 

bisherigen Berichten des Rev isionsverb,mdes zu keinen Beanstan­

dungen Anlaß. 

Wünschenswert wäre in bezug nuf das Konto "Sonstige Aufwendungen" 

eine exaktere Vorgangsweise, da mehrmals eindeutig zuordenbare 

Aufwendungen (z.B. Repräsentation, EDV, Raumkosten) auf diesem 

Konto verbucht wurden. 
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VI. FESTSTELLUNGEN ZUR VERGABE VON LEISTUNGEN (AUSSCHREIBUNG - ANGEBOT - ZUSCHLAG) 

GeprUfte Bauvorhaben 
füiubeginn 

Kalwan(J 86A 
Oktober 

Sauende 

1978 März 198() Mautern 119 
Dezember 1979 Dezember 1981 

Leoben - Dirnböc-kweg 
:-.Jnvember 198n Dezember 1982 

Aflenz 
August 1991 Dezember 1982 

Trofaiach - Ber']rn"lnn�:F1ssp Arril 1982 Dezember 1983 
Trofoinch - LnngefeldPrstrAße Arril 1982 Dezember 1983 
Kammern 

April 1983 November 1981.i. 
Kraubath 

M:ü 1983 November 1984 

Umfang der PrUfun2 

Die gegenständ 1 iche, s t i chprobenwe i se Prüfung bezieht sich nur auf die 
Vergabe von Leistungen im Sinne der fürderungsrichtlinien und der ein­
schlägigen 00�\Ei\J. 

PrUfungskriterien 

• Die zum Zeitpunkt der Ausschreibung gültigen Förderungsrichtlinien 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 (Fassung 22.0ktober 1979 bzw. 15.Juni 1981) 

* ÖNORMEN 

A 2050 "Vergebung von Leistungen" - Ausgabe März 1957 B 211[1 "Allgeeeine Vertragsbestimmungen - Bauwesen" - Ausgabe März 
1G73 

B 2111 "Umrechnung veränderlicher Preise von Bauleistungen" - Ausgabe 
Jänner 1973 bzw. Oktober 1981 



• 
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1. AUSSCHREIBUNG 

1.1 VerfJsser der Ausschreibung 

Die Förderungsrichtlinjen geben unter Punkl IV, A. "Allgemeine Bestim­

mungen" u.n. vor: 

''Bei der Vergabe von Arbeiten und Lieferungen soll der freie Wettbewerb 
gelten". 

Im Zuge der st ichprobenweisen Überprüfung hnt •üch - uufgrund des vor­

gefundenen Schriftverkehrs - hernusgestellt, daß bei einigen Bauvorha­

ben die Planer und Verfasser der Ausschreibung gleichzeitig Mitbieter 

waren. 

Beispiele: 

Ausschreibung - Elektroinstallation 

Bauvorhaben Planer Auftrag 

* Aflenz F:=i. \'/inter Fa. Ballasch 

* Kah1ang 86a Fa. Winter Fn. Winter 
* LeoDen - Dirnböckweg Fa. Winter Fa. 1,'Jinter (Ausschreibung 

( 1 • Ausschreibung) wurde aufgehoben) 

* Leoben - Dirnböckweg Fa. Ballasch Fa. Ballasch 
( 2. Ausschreibung) 

\üe aufgezeigt, waren in den meisten Fällen die Planer und Verfasser 

der Ausschreibung Billigst- bzw. Bestbieter und wurden von der Bauver­

einigung mit der Ausführung der Arbeiten betraut. 

Diese Vorgangsweise geht nicht mit dem Gedanken des freien Wettbewerbes 

im Sinne der Förderungsrichtlinien konform, da der Planer und Verfasser 

der Ausschreibung gegenüber anderen Mitbietern einen wesentlichen In­

formationsvorsprung und somit einen Kalkulationsvorteil hat. 

Bereits die Förderungsrichtlinien in der Fassung vom 15. Juni 1981 ha­

ben festgelegt, dal3 Anbote von Bewerbern, die mit der Planung der be­

t reffenden Arbeit oder Lieferung befaßt waren, auszuscheiden sind. 
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Die seit 19. 1vlai 1984 in Kraft getretenen neuen Förderungsrichtli-

nien schreiben nurrrehr unter Pkt. IV, E "Ausscheiden von Angebo-

ten" - ausdrück! ich vor, daß Angebote von Bietern, die mit der Pla­

nung oder Ausschreibung der betreffenden Arbeiten oder Leistungen 

direkt oder indirekt befaBt waren, auszuscheiden sind. 

Es wird erwartet, daB seitens der Wohnbauvereinigung von der bislang 

üblichen Vorgangsweise der Planungs- und Ausschreibungserstellung 

durch 1i tbieter abgegangen wird. 

1.2 Inhalt der Ausschreibung 

1 • 2. 1 Mwe i chungen von ffiRVEN 

Die Förderungsrichtlinien sehen unter Punkt IV, A "Allgerreine Be­

stirmungen" u.a. vor: 

"Die technischen und rechtlichen Vorschriften und Bedingungen sollen 
nöglichst einheitlich und soweit als zweckrnäßig den jeweils gelten­
den (N„FlVEN entsprechend festgelegt werden." 

Bei der Überprüfung der "Al lgeneinen Bestirrmmgen" in den Vorbe rrerk­

kungen der Ausschreibungen wurde festgestellt, dal3 die Bagatel !gren­

ze rni t 2,5 % (CN:Rv\ ß 2111 - 2 %) , sowie die Grenze für die Fest­

setzung von neuen Einheitspreisen - bei Änderungen von Leistungen -

mit 30 9·o ((J\(R\11 ß 2110 - 20 %), in Abweichung von den einschlägigen 

CN:RvEN fixiert wurden. 

Diese Abweichungen von den erscheinen weder zweckrnäßig noch 

im Sinne einer einheitlichen Regelung für die Verfassung von Aus­

schreibungen. 



- 21 -

1.2.2 Termine 

Das Fehlen von riri=ilisen Terminen för die Erföllungszeilen und Formulie­

rungen in den Aw,r,chreibunCJen 1t11e: 

"Baufr ist-pn he i ZuschlaCJsert e ilunr;" 

sowie Aufl,19en wie: 

11 i=-n11,, einzPlnc LPJstunc:ien oder Lieferungen 9c1nz oder teihvei_,e nusfr1l­
ln1, ;u h 1t der Aufl rcJ(Jnehmer 'eirlf'n 1\ spruch auf EnU,chädigung" 

und 

"/\uch knnn der Auft ragueber die Ausftihruny einzelner Lieferungen oder 
Leistungen entfallen lassen, wenn solche Lieferungen und Leistungen 

--------;rsii.;..,...,- durch Spezinlunternehmungen in konstruktiv- bzv1. arbeitstechnisch bes­
serer oder preisgünstigerer Art vollbracht 1-1erden können" 

erschweren eine realistische Kalkulation von Leistungen und könnten die 

Bieter zu "Sicherhei tspreisgestallungen" verleiten, die letztendlich 

zu Lasten der Wohnungswerber gehen. 

Seitens der Landesrechnungshofes wird nachdrücklich nahegelegt, in Hin­

kunft nicht mehr derartig unbillige Härten in die Vertragsbestimmungen 

aufzunehmen. 

1.2.3 Pönale 

Bezüglich Pönalebestimfllungen in den Vorbemerkungen wird festgehalten, 

daß einige Male, beispielsv,eise bei der Baumeisterausschreibung tfau­

tern, ohne Angabe von Erfüllungszeiten, eine Vertragsstrafe von 

S 1.00'7.--, jedoch im Werklieferun9sverlrag - mit Angabe von Erfül­

lungszeiten - eine Vertragsstrafe von S 3.000.-- je Arbeitstag festge­

setzt wurde. 
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Die Bestimnmgen sollten derart abgefaßt werden, dal� sie in der der­

selben Fassung sowohl für das Angebot als auch für den Vertrag ver­

wendet werden können. 

1.2.4 Zuschlagsfristen 

ln den Vertragsbedingungen der Ausschreibungen wurden - sofern über­

haupt - Zu�ch lags fristen von 3 ,,bna ten ab t\ngebot seröff nung angege­

ben. 

Die Vergaben ertolgten jedoch in der Regel zwischen 6 tvbnaten und 

1 1/2 Jahren nach Angebotseröffnung. 

Diese Vorgangsweise der ßauvereinigung errröglicht es den Bietern -

nach Ablauf der 2.uschlagsfrist - ihr Angebot mit Kecht zurückzu­

ziehen. 

Beispiel: 

* Bauvorhaben Aflenz 1<.urort - Spengler 

Angebotseröffnung: 17. April 1981 

Bestbieter: Firrra Ploberger/Graz, S 259.093,78 

Von der Fi nra Ploberger wurde der von der :Vohnbauvereinigung rni t 

13.O<tober 1981 datierte \�'erklieferungsvertrag mit einen am 

22.Ü<tober 1981 verfaßten Begleitschreiben 

"Anbei übennitteln wir Ihnen d.a.Werklieferungsvertrag und teilen 
Ihnen mit, daß wir die Arbeiten derzeit wegen Arbeitsüberlastung 
nicht ausführen können." 

r ücküberrni t tel t. 

Daraufhin wurde die - u11 ca. S 10.000.-- teurere - Finna Kukacka/ 

, urzzuschlag als in der ßieterreihung folgende Firma (S 269.946,24) 

mit der Ausführung der Arbeiten betraut. 

Nach Ansicht des Landesrechnungshofes wäre es bei entsprechend zeit­

gerechter Terminplanung durchaus rröglich, die Erfüllungszeiten in die 
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Ausschreibung aufzunehmen und d,Jmi t zusr1mmenhiingend, realistische -

und soweit mö(Jl ich - kurze Zw;chlacy,fristen anzuführen, urn den crnbie­

tenden Firmen die Gelegenheit zu einer vornussc-hauendPn Arbeitseintei­

lung zu geben und ihnen gleichzeitig den Rücktritt von ihren Angeboten 

vJährend der Zuschlagsfrist - durch HinterleCJung eines Vadiums - zu 

erschweren. 

Es ist jedoch für Bieter - in der Hoffnung auf einen allfälli()en Zu­

schlag - nicht zumutbar, ihr Anry'!bot auf unbestimmte Zeit zu er­

strecken. 

Abschließend wird zu Pkt. 1.2 - "Inhalt der Ausschreibun()" bemerkt, daß 

die vom Landesrechnungshof kritisierte Vorgangsweise der Bauvereini-

gung 

IV A 

aufgrund der vBgen Formulierungen der Fcirderungsrichtlinien 1979 

1981 in den Punkten 

"Die technischen und rechtlichen Vorschriften sollen mciglichst einheit­
lich und soweit zweckmäßig den jeweils geltenden ÖNORMEN entsprechend 
festgelegt werden" 

bzvJ. 

IV C 

"r,,.,Jach Mci[]lichkeit und soweit als zweckmäßig sind die einschlägigen 
bNCRML in der jeweils geltenden Fassung herauszuziehen" 

keinen ausdrücklichen \lliderspruch gegenüber den Fcirderungsrichtlinien 

1979 bzw. 1981 darstellt. 

Die mit 19. Mai 1984 in Kraft getretenen Förderungsrichtlinien schreiben 

numehr die Einhaltung der Cl\CRM:N zwingend vor. 



- 24 -

1.3 Art der Ausschreibung 

Als positiv wird vermerkt, daf1 die Ausschreibungen grundsätzlich öf­

fentlich erfolgten und die An<Jebotsfristen mil jevJejls Ccl. 2 Wochen 

fUr die Größe der Bauvorh�ben anaemessen erscheinen. 



r 
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2. ANGEBOTE 

2.1 Eingang der Angebote 

Gemäß ÖNORM A 2050 Punkt 4. 11 hat die empfangende Stelle auf dem Um­

schlag Tag und Stunde des Einganges zu vermerken und die Angebote in 

der Reihenfolge ihres Einl,1ngens in ein Verzeichnis einzutragen. 

Dieser formalen Richtlinie ist die Wohnbauvereinigung nicht nachgekom­

men. 

2.2 Eröffnung der Angebote 

Die ÖNORM A 2□5n sieht unter Punkt 4.22 u.a. vor, da8 alle Teile eines 

Angebotes mich Möglichkeit derart zu kennzeichnen (lochen) sind, daß 

ein nachträgliches Auswechseln einzelner Blätter feststellbar wäre. 

Eine derartige Kennzeichnung der Angebote wurde nicht vorgenommen. 

2.3 Niederschrift - Angebotseröffnung 

Punkt 4. 24 der ÖNORM A 2fJ50 sieht u. a. vor, daß in die über die Ange­

botseröffnung aufzunehmende Niederschrift Beginn und Ende der Eröffnung 

einzutragen sind. 

Diese Angaben scheinen in den Niederschriften grundsätzlich nicht auf. 

Zudem wird festgestellt, daß die Bauvereinigung in der Regel über das 

Angebotsrrüfungsergebnis keine eigene 'Jiederschri ft aufgenommen hat; 

vielmehr wurden die geprüften Angebotssummen nochträglich in die Ange-
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botseröffnungsniederschrift eingetragen. 

Eine derartige Vermengung dieser zu versrhiedenPn Zeilen stattgefunrle­

nen VorgsnrJe .;oll te vermieden werden. 

Uberdies wird erpfohleu, neben den l.Jnterschr i ften der Anwesenden eine11 

Hinweis über deren Fur.Ktiori anzufugen. 

ZusamrrJenfm,send zu den Punkten 2. 1 bis 2. 3 kann Jedoch festgestellt 

werden, daß die Vorgangsweise der B,,uvereinigun(J - bis ouf die aufge­

zeigten FormnlMängel - ordnungsgemsß war. 

2.4 Aufbewahrung der Angebote 

Seitens des Landesrechnungshofes wird hervorgehoben, daß sämtliche, für 

die gegenst8ndliche Prüfung angeforderten Angebote, die sich teilweise 

sogar ouf Bauvorhaben mit Baubeginn in den Jahren 1978 und 1979 rückbe­

zogen, samt BriefhUllen vorhanden waren. 

2.5 Prüfung von An9eboten 

2.5.1 Formrichligkeit und Vollständigkeit 

Die ÖNORM A 205rJ sieht unter Punkt 4.5 "Ausscheiden von Angeboten" u.a. 

vor, dBß verspätet eingebrachte sowie fehlerhafte und unvollständige 

Angebote - falls die Mängel nicht behoben wurden - nicht zu berücksich­

tigen und auszuscheiden sind. 

Hiezu wird angemerkt, daß dieser Richtlinie nicht entsprochen wurde. 
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Beispiele 

* Bauvorhaben Mautern 119 - Bnumejster 

Im Angebot der Firma Hüttenbrenner/Mautern wurden weder die der K3l­

kulation zugrundefugenden Bruttolöhne noch die Materi:=tlpreise angege­

ben ; zudem fehlt die firrnenmäfH(Je Ferli9ung (siehe Beilagen 1, 2). 

Das Angebot wurde nur mit dem FirrnenAtempel versehen - Unterschrift 

und Datum fehlen. 

Vermerke über o.a. Män9el scheinen in keiner Niederschrift auf. 

Das Angebot der Firma Hütlenbrenner wurde weder ausgeschieden noch 

wurden die Mängel behoben ; viel11ehr wurde - nach rechnerischer Über­

µrüfurn_J der Angebote - der F ir n.1 H(ittenbrenner Als Billigstbieter der 

Auftrug erteilt. 

* Bauvorhuben Trofaiach - Bergmanngasse (Schwarzdeckung) 

Hiebei wurde die Firma Stoppacher/Weiz, deren Angebot lt. Eintragung 

im Angeboteröffnungsprotokoll verspätet eingelangt war - obwohl nach 

Durchrechnun(J der An9ebote mit einer Differenz von ca. S 30. 000. -

zum Billigstbieter nur un 3. Stelle gereiht - beauftragt. 

Der Landesrechnungshof erwartet, daß in Zukunft auch bei der Prüfung 

von Angeboten in bezug �uf Formrichtigkeit und Vollständigkeit ÖNORM-

gemäß vorgegangen wird. 

2.5.2 Rechnerische Prüfung 

Die ÖNORM B 2110 sieht unter Punkt 3.6 "Bereinigung von Rechenfeh lern 

in Angeboten" vor, daß bei Abweichungen zwischen angegebenen Preisen 

und Preisaufgliederungen die nngegebenen Preise zu gelten haben. 

Bei Nichtübereinstimmung von Preisen einer Position mit dem Produkt aus 

Menge und angegebenem Einheitspreis hat die angegebene Menge und der 

angeführte Einheitspreis zu Jelten. 
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Seitens der Bauvereinigung erfolgten Rechnun(Jskurrekturen - in Abv,ei­

chung von der Norm - in der Reihenfolge der Schreibweise und des Re­

chenganges. 

Im Sinne einer einheitlichen Vorg3ngsweise bei Rechnungsprüfungen 

sollte jedoch norrnkunforrr vorgegongen 1-,erden; die seil 19. Mai 198!+ 

gültigen Fbrderun�sr1chtl1nien �chreiben nunmehr die Einhaltung der 

ÖNORME� zwingend vor. 

Beim Bauvorhaben Kammern - Zimmermannsarbeiten - die Ausscbreibung ent­

hielt auch Alternutivpo:;itir'nen - erfolgte die Angebotsprüfung und 

Bestbietercrrnlltlunq unter Her�mziehur1u von Altermitivpositionen und 

Vorn2t-rrt; von M:.ssen,._orreKturen. 

Beim Vergleich der nach Angebotseröffnungsprotokoll an 1. und 2. Stelle 

gereihten Firmen Lackner /Kammern, Angebotssumme S 533.459,24
1 

und 

Hüttenbrenner /Mautern, Angebotssumme S 550. 108, 23, wurden jedoch die 

Massenkorrekturen bei gleichen Positionen unterschiedlich durchgefüh�t, 

sodaß nicht Gleiches mit Gleichem verglichen wurde (siehe Beilagen 

3' LJ) • 

Diese Art rler Bestbieterermittlung entbehrt jedweder Sorgfalt. 

Uberdies wurde fest�estcllt, daß einige Angebote überhaupt keinen Prü­

fungshinweis enthalten. 

Beispiele 

* Bauvorhaben Aflenz - Elektroinstallationen 

Laut Angebotseröffnungsprolokoll vom 17. April 1981 wurden 8 Angebote 

abgegeben, wobei die Angebote der Firmen 

Ing. Merl/Bruck/Mur 

W.W1nter/Knittelfeld 

Stadtwerke Judenburg 

Dipl. Ing. W,1gner/Graz 

keinen einzi (Jen Prüfungshinweü; zeirJeri. 



- 29 -

* Bauvorhaben Aflenz - Dnchdecker 

Das Angebot der Firma Sajowitz zeigt keinen Prüfungshinweis. 

* Bauvorhaben Aflenz - Baumeister 

Es waren 3 Angebote vorhanden, Jedoch kein Angeboteröirnungsprotokoll. 

Das Angebot der Firma Fröhlich/K�pfenberg zeigt keinen einzigen Prü­

fungshinweis (siehe Beilage S). 

* Bauvorhaben Kraubath - Baumeister 

Laut Angebotcröffnungsprotoknll wurden 7 Angebote abgegeben - von 

diesen waren bei der Bauvereirügun<J nur noch c; vorhanden. 

Davon wurde nur jenes der später beauftragten Firma Helmer/Knittel­

feld pos1tionsmäßig abgehnkl; die Angebote der anderen 4 Firmen zei­

gen nur bei der Zusammenstellung auf Seite 79 insoferne Aktivitäten 

des Prüfers, als hier je1-1eils der Punkt 10, Regiearbeiten, ergänzt 

und eine Addition der Gruppen 1 bis 12 getätigt wurde. 

Bei den meisten der angeführten Beispiele fehlen außerdem Hinweise 

auf die Person des Prüfers und das Datum der Prüfung (siehe Beila­

ge 5). 

Die von der Bauvereinigung bei den aufgezeigten Bauvorhaben ausgeübte 

Vorgangsweise der Angebotspr[lfung wird seitens des Landesrechnungshofes 

äußerst negativ beurteilt. 

Es wird erwartet, daß zukünftig derartige Fehlleistungen vermieden wer­

den. 
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2.6 Verhandlung mit Bietern 

Die ÖNORM A 2050 gibt unter Punkt 4.4 u.a. vor, d�ß Verhandlungen zwi­

schen Auftr ,HJgeber und Bietern zwecks Erzielung von Preisnachläsrjen 

oder �rnnst l(Je, gegen den Grundsatz der qle idw1äßigen Behandlung aller 

Bieter verstoßende Verhandlungen während des Verg;:ibeverfohrens unzu­

lässig sind. 

Vom Landesrechnungshof vwrde festgestellt, daß in den meisten Fällen 

nachträglirhe Preisverh,md.lungen - zumei t mit den Billigstbietern -

voroenommen wurden. 

Diese VorgangHweise scheint oberflHchJich betrachtet durchaus 1m Inter­

esse der Wohnungswerber zu sein. 

Der Landesrerhnungshof vertritt jedoch die Ansicht, daß derartige, von 

den Firmen "freiwillig" zugesb:indene Preisnachlässe aufgrund 

a) h6her kalkulierter Angebote - im Wissen der Bieter um Llbliche, von 

den BHuvereinigungen gepflogene nachträgliche Preisverhandlungen 

h) von Einsparungen auf Kosten der AusfLlhrungsqualität 

c) unüblich erhönter l\:acntra5sans-:eoo�� 

letztendlich doch zu Lasten der Wohnungswerber gehen. 

Die neuen mit 19. Mai 198b in Kraft getretenen F6rderungsrichtlinien 

geben nunmehr ausdriicklich vor, daß Preisverhandlungen während des Ver­

gabeverfahrens - mit Ausnahme des Zutreffens der 5% OrtsansässigkeitH­

klausel - nicht durchgefLlhrt werden dLlrfen. 
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3. ZUSCHLAG 

3.1 Wahl des Angebotes für den Zuschlag 

Seitens deB Landesrechnung�hofeG vwrde festgestellt, daß die Vergabe 

der Leistungen in einigen Fällen - ohne �chriftliche Angabe von Grün­

den - nicht an die Billigst- hzw. Bestbieter erfolgte. 

Beispiele: 

* Bauvorhaben Trofaiach, BergmHnngasse - Schwarzdecker 

Laut Angebciterciffnungsprotokoll vom 10. August 1981 wurden 7 Angebote 

abgegeben; nach Durchrechnung der Angebote ergab sich folgende Rei­

hung : 

1 . Fa. Freisinger/Hausmannstätten s 477.736.--

2. Fa. Ploberger/Graz s 494.290.--

3. Fa. Stoppacher /Weiz s 508.264.--

Gemäß Werklieferungsvertrog vom 20. Jänner 1982 wurde die Firma 

Stoppacher, deren Angebot zudem verspätet eingelangt ist, als dritt­

gereihter Bieter zum Angebotspreis und somit um ca. S 30.000.­

teurer als der Billigstbieter beauftragt (siehe BeilagEfl 6, 7). 

Dazu wird noch angemerkt, daß die Angebote der Firmen Freisinger und 

Ploberger ordnungsgemäß waren. 

* Bauvorhaben Kammern - Dachdecker 

Laut Angeboteröffnungsprotokoll vom 22. Juni 1982 wurden 8 Angebote 

abgegeben: 
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Variante 
Fa. Lenhardt/Bruck a.d.M. s 663.455.-- s 378.520.--

Fa. Wastl/Leoben s 575.635.-- s 299.125.--

Fa. Franz/Bruck ci. d .11. s 493.375.-- s 263.425.--

Fa. Lengauer/Judenburg s 485.973.-- s 274.C50.--

Fa. Sa_:;owitz/Leoben s 526.375.-- s 268. 9Li,.,. --

Fa. Key & Krnmer/Graz s 613.439,50 s 3Ll6.5c:1,5fl 

Fa. Strohmaier/Knittelfeld s 5!l1.575.-- s 283.000.--

Fa. Freisinger/Hausmann-
statten s bn1 .267,6(1 s 241 . 630, 96 

Seitens der Bauvereinil]un� wurde versucht, vom Bi lli(JS tbieter, der 

Firma Freis1n�er, einen nachträglichen Preisnachlaß zu erwirken; da­

raufh i..n erginCJ ein mi l 13. September 1982 datiertes Antwortschreiben 

der Firma Fre1singer [1n die Wohnbauvereini(Jung (siehe Beilagen 8, 9): 

"Betr.: Ihr Schreiben vom R.9.1Gf12 
BV: Kammern - Dachdeckerarbeiten 

Sehr geehrle Herren! 
FUr die Mitteilung vom 8.9.1982 danken wir. Zu unserem Bedauern mUs­
sen wir Ihnen jedoch mitteilen, daß wir auf die seinerzeit angebote­
nen Einheitspreise keinerlei Nachlässe gewähren können, da wir be­
reits alle Möglichkeiten einer knappen Kalkulation ausgeschöpft ha-
ben. 
Sollte dc.1s Bauvorhaben zur Durch fUhrung kommen, so bitten wir um 
Auftragserteilung." 

Aufgrund der Rechnungslegung -cin Werklieferungsvertrag war bei den 

dem Landesrechnungshof beigestellten Unterlc=igen nicht vorhanden -

vJUrde festgestellt, daß nicht die an 1. Stelle 9ereihte Firma Frei­

sinyer, sondern die an 6. Stelle liegende Firma Wastl/ Leobe11 be-

auftragt wurae. 

* Bauvorhaben Kraubath - Buumeisterarbeiten 

Hiezu wird ve •m;1rkt, daß die Firma Helmer/Zeltweg nach rechneri-

scher PrUfun9 der Angebote und BerUcksichtigung der Var iantenposi­

tionen - trotz eines nachträglichen Preisnachlasses von 3 % (siehe 

Beilc1CJen 1 i, 11, 12) - um S 283.318.-- teurer als die Firmn Zimmer­

mann/Zeltweg nit der AusfUhrung der Arbeiten betraut wurde. 
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Zu welchen Bedingungen diese tieauftragung erfolgte, konnte wegen des fehlenden Werklieferungsvertrages nicht festgestellt werden. 

Die beschriebene Vorgangsweise der ßauvereinigung geht eindeutig ge­gen die Interessen der Wohnungswerber. 

3.2 Freihandige Vergabe 

Die Förderungsrichtlinien sehen vor, dalS freihändige Vergaben u.a. nur dann zulässig sind, wenn der (.;esantwert der Leistung S J0.000.­nicht ubersteigt. 

An1äJS1 ich der Prufung wurde jedoch festgestel 1 t, dals oein1 Bauvorha­ben Trofaiach, Langefelderstrdße, Garagenanlagen im Auftragswert von S 365.GOU.-- und beirn Bauvorhaben Trofaiach, ßergrranngasse, Garagen­anlagen un S 1, 280.300.-- ohne Ausschreibung - aufgrund eines Ange­botes der Firma .He1ner/Ze1tweg van 3. Juli 1981 und eines Ver­g l eichsangebotes derFirrm febau Röhrs/Völkerrrarkt van 8. iVlärz 1982 -an die Fimu Helrrer vergeben wurden. 

Diese Vorg,mgsweise stellt einen eindeutigen Verstoß gegen die För­derungsrichtlinien dar. 
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3.3 Form des Vertragsabschlusseb 

Dazu wird berr1erkt, da(l für die Bauvorhaben Kraubnth - Baurneü,ter, 

Kammern - Spengler und K 1fllmern - Dnchdecker bei den zur VerfögunCJ 

gestellten Unter lagen keine \'/erklie ferungsve rtdiqe vorhanden 1-1aren. 

Grundsätzlich erfolgte Jedoch die Leistungsvergc1be schriftlich 

mit SchlurJ- und Gegen,;chlußbriPf - und �,ornit ö ORM-gemti3. 

\'/ie berells e irny.tncy; �ingc fuhrl, bezieht sich gegem;U:indliche Prüfung 

nur auf die Verc:;ntie von Leistunaen im Sinne der Förderungsrichtlinien 

und cler e insch liig igen ÖN['RMEN, nicht jedoch auf die Plarung „ Aus föhrung 

und Abrechnung; dies bleibt einer zukünftigen, den b;-.iutechnischen Be­

reich umfdsscnden Prüfung vorbehalten. 
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VII. ERlRKE PLIS SK(Nfl 

Die ßauvereinigung hat in den Jahren 1978 bis 1983 Skontierträge 1n 

folgender Höhe erzielt: 

1978 � 917.926,81 

1979 s 929.335,90 

1980 s 1,161.28L,43 

1981 s 1,145.151,71 

1982 s 1,487 .531,55 

1983 � 1,155.713,30 

Cler Landesrechnungshof hat in seinen Prüfungsberichten bezüglich der 

Behandlung der Skonti imrer wieder auf die Notwendigkeit einer ent­

sprechenden Regelung im Intere!'>se der Wohnungswerber hingewiesen. 

Die rnit 19. t'vai 1984 in Kraft getretenen neuen Förderungsrichtlinien 

sehen unter anderem vor, dal� Skonti in jedern Fall kostermindernd zu 

berücksichtigen sind. Esist sanit gewährleistet, daß in Zukunft 

Skonti in jedem Fall den Wohnungswerbern zugutekarrren, die ja auch 

die Kosten zu tragen haben. 

Für die geprüfte ßauvereinigung bedeutet dies sicher einen nicht un­

wesentlichen Entfall von Einnalrren, der die ohnehin schon schwierige 

wirtschaftliche Lage der Bauvereinigung weiter verschlechtern wird. 
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VIII. � ßrAN<KCNIO FÜl IWJ«R-W3EN 

Seit 1. September 1981 mUssen BauvereinigunCJen für jedes Bauvorha­

ben ein CJesondertes Bankkonto führen, um jederzeit einen genauen 

Überblick über die Baukosten zu haben. 

Die geprüfte Bauvereiniqung ist dieser Bestimmung nachgekommen. 

Die stichprobenartige Überprüfung dieser Konten hat ergeben, daß 

die Bauvereinigung bemüht ist, yünstige Bankkonditionen zu errei­

chen. 

Hervorzuheben wäre z.B., daß es der Bauvereinigung gelungen ist, 

auf einem Girokonto einen Habenzinssatz von 6,5 % und einen Soll­

zinssatz von 8,25 % zu bekommen. 



• 11 
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Die Instandhaltungsrücklage dient der Vorsorge für künftige Erhal­

tungs- und Verbesserungsarbeiten. Gemäß§ 16 Abs.2 WEG 1975 ist 

die Rücklage als gebundenes Vermögen der Jeweiligen Mi teigent iimer 

zu verwalten, gesondert zu verwnhren und fruchtbringend anzulegen. 

Sie darf nur zur Deckung der Kosten von Erhaltungs- oder Verbes­

serungs-rbeiten und zur Abstattung eines zu ihrer Deckung aufge­

nommenen Darlehens verwendet und der Zwangsvollstreckung unterwor­

fen werden. Das Gesetz erklärt die Rücklage zum Eigentum der Je-

weiligen Mite1genlümer. 

Dieser zwingenden gesetzlichen Bestimmung ist die Bauvereinigung 

erst ob 17. Mai 1984 nachgekommen. 

Für den Landesrechnungshof ist dies unverständlich, daß man einer 

Gesetzesbestimmung, die mit 1. September 1975 in Kraft getreten 

ist, erst nach einem Zeitraum von 9 Jahren nachkommt. 

Bis zum Zeitpunkt der Anlage der Sparbücher wurde die Instandhal­

tungsrücklage über die Konten der Bauvereinigung geführt und auch 

verzinst. 

Die Verzinsung er folgte derart, daß der Stand der Rücklage mit 

Jahresbeginn als Grundlage diente und die Jahreszinsen mit 6 % er­

rechnet wurden. 

Die Einzahlungen auf diese Rücklage und die Entnahmen daraus 

wurden jeweils erst am Jahresende berücksichtigt und entsprechend 

verbucht. 

Diese Vorgangsweise ist mit Sicherheit für die Miteigentümer nach­

teilig gewesen, da die anteiligen monatlichen Zahlungen in der 

Zinsenberechnung nicht berücksichtigt wurden. 

-
._;:: 
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Für die Zukunft erwartet der Landesrechnungshof, daß die Bewegungen 

auf dern Konto "lnstandhaltungsrücklage" nonatlich berücksichtigt 

werden, da dies, wie bei anderen Genossenschaften festgestellt \VUr-

de, ohne wesentlichen hraufwand rrögl ich ist. 

Nach den Bestirnrungen im� 14 1 Ziffer 5 "J..<:L 1979 handelt es sich 

bei der ßauerneuerungsrückstel lung un eine Rückstellung, für die bei 

der Berechnung des Entgeltes für die Überlassung einer Vohnung oder 

eines Geschäftsraures ein angerressener Betrag zur ordnungsgerräßen 

Erhaltung und für in absehbarer Zeit vorzunehTende nützliche Verbes­

serung geringeren Unfanges angerechnet werden darf. Dieser Betrag 

darf derzeit jährlich S 25.-- pro Q.Jadratrreter Nutzfläche nicht 

übersteigen. 

Die Bauerneuerungsrückstel lung beträgt zt.rn Stichtag 31. Dezmner 

1983 

S 2,729.744,82. 
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x.�s 

Die Bauvereinigung schließt den Großteil der Versicherungen nur 

mit einer Versicherungsgesellschaft ab. 

Versicherungsabschlüsse mit anderen Anstalten wurden in Einzelfäl­

len aus Gründen einer günstigen Darlehensgewährung durch diese 

Anstalt bzw. einer eng dnmit verbundenen Gesellschnft getätigt. 

Für die letzte Zeit kann festgestellt werden, daß nicht zuletzt 

auf Grund von Interventionen der Hausgemeinschaften die Bauverei­

nigung dazu übergegangen ist, Vergleichsanbote einzuholen, um den 

für den Einzelfall günstigsten Abschluß zu erreichen. 

Der Landesrechnungshof erwartet, daß diese VorgRngsweise beibehal­

ten wird und mdchte auf die 115glichkeil des Abschlusses einer Ver­

sicherung in Form eines "Direktionsgeschäftes", das heißt ohne 

Einschaltung eines Vermittlers, besonders hinweisen. Dies deshalb, 

da eine Verpflichtung zur Provisionszahlung für den Versicherer 

eine Kostenposition darstellt, die in Form der Prämien an den Ver­

sicherungsnehmer überwälzt wird. 
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Wie schon m1 ßer ichtstei l über die Feststel Jungen zur Buchhaltung 

aufgezeigt wurde, wird der Bereich der 1
1t'v1ietenbuchhaltung 11 mittels 

einer externen EDV-Anlage durchgefuhrt. 

Dis verwendete Progranrn dieser externen Anlage entspricht nach .\iei­

nung des Landesrechnungshofes nicht in allen Punkten den Anforde­

rungen, die an eine gesetzeskonforr re Betriebskostenabrechnung ge­

stellt werden. 

So fehlt z.B. bei der Entwicklung der Instandhaltungsrücklage-in be­

zug auf die Ausgaben-jede detaillierte Darstellung der EntnahTen und 

auch der Zinsenerträge. Auch wäre bei den Darlehenstilgungen ein 

gesonderter Ausweis von Kapital und Zinsen erforderlich. 

Während der Prüfung wurde van Vorstand der Bauvereinigung dazu fest­

gehalten, daß die Bauvereinigung beruht ist, durch Anschaffung einer 

eigenen EDV-Anlage die Mietenbuchhal tung in Zukunft selbst zu be­

werkstelligen. 

Der Landesrechnungshof kann dazu feststellen, daß diese Absicht an 

und für sich begrüßenswert ist, doch rrüßte der Vorstand in Hinblick 

auf die wirtschaftliche Situation der Bauvereinigung darauf achten, 

daß die Anschaffung einer EDV-Anlage in einer entsprechenden Rela­

tion zu den bisher für die Mietenbuchhaltung getätigten Aufwand 

steht. 

In diesen Zusa nrenhang rrüßte auch die N�hntätigkeit effektuiert wer­

den, un Rückstände, die teilweise rrehr als ein Jahresentgelt aus­

rrachen, zu ve meiden. 

• 
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XII. WIRT�AFTL10"E l..Kl: 

Die Bauvereinigun(_J hat in den Jahren 1978 bis 1983 folgende Gewinne 

bzw. Verluste ausgewiesen: 

1978 s L�Li.307,89 

1979 s 93.624,33 

1980 s 123.126,34 

1981 s 129.280,59 

1982 s 78.941,46 

1983 - s 5,119. 57,61 

Vor Ausweisung des Reingewinnes nimmt die Bauvereinigung in den ein­

zelnen Geschäftsjahren vorbilanzliche Zuweisungen zu einer Rücklage 

vor. Die in den einzelnen Jahren ausgewiesenen Erfolge sind daher um 

fol9ende Beträge zu erhöhen: 

1978 

1981 

S 3,500.1ll0.-­

S 1,200.00.--

Zur Abdeckung des Verlustes 1983 wurde eine vorbilanzliche Rücklagen­

auflösung in Höhe des Verlustes vorgenommen. 

Eine Aufteilung der Betriebsergebnisse in ordentliche und außerordent­

liche Gebarung zeigt folgendes Bild: 

1978 ordentliche Gebarung 

außerordentliche Gebarung 

vorbilanzliche Zuweisung 

1979 ordentliche Gebarung 

außerordentliche Gebarung 

-

s 240.798,64 

s 3,303.509,25 

s 3,544.307,89 

S 3,500.000.--

s 44.307,89 

s 2,829.726,11 

s 2,923.350,44 

s 93.624,33 
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1980 ordentliche Gebarung - s 521.147,83 

außerordentliche Gebarung s 644.274, 17 

s 123.126,34 

1981 ordentliche Gebarung s 51.172,87 

außerordentliche Gebarung s 1,278.107, 72 

s 1,329.280,59 

vorbilanzliche Zuweisung - s 1,zrio.orin.--

s 129.280,59 

1982 ordentliche Gebdrung s 49.3L 4,L�9 

Außerorden�liche Geborung s 93.97�,21 

s 143.317,70 

1983 ordentliche Gebarung s 536.268,77 

außerordentliche Gebarung - s 5,655.326,38 

- s 5,119.fJ57,61 

In der ordentlichen Gebarung sind die Erlöse aus den aktivierten Ver­

waltungskosten, die Mietenentgelte und die Erträge aus der Betreuungs­

tätigkeit - vermindert um den Personalaufwand, die Kosten der Organe, 

den Sachaufwand, die Kapitalkosten und die Abschreibungen vom Anlage­

vermögen - erfaßt. Die ordentliche Gebarung ist somit der Bereich, in 

dem eine Bauvereinigung überwiegend tätig ist. 

In der sonstigen oder außerordentlichen Gebarung sind daher Geschäfts­

fälle erfaßt, die mit der Verwaltungs- und Bautätigkeit einer Bauver­

einigung in keinem ursächlichen Zusammenhang stehen. 

In diesem Gebarungsbereich sind Er löse aus erzielten Skonti, Zinsen 

aus Guthaben bei Geldinstituten, Erträge aus dem Verkauf von Anlage­

oder Umlaufvermögen - vermindert um Aufwendungen aus dem Verkauf von 

Anlage- oder Umlaufvermögen, Zuweisungen zu Wertberichtigungen, 

Ausbuchung von Forderungen udgl. erfaßt. 
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Aus dieser Gegenüberstellung ist zu ersehen, daß für die geprüfte 

Bauvereinigung die außerordentliche Gebarung eine große Bedeutung hat. 

Eine Aufgliederung dieses Gebarungsbereiches zeigt folgendes Bild: 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

sonstige Geburung 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

sonstige Gebarung 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

Verlust RUS der sonstigen 
Gebnrung 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

Verlust aus der sonstigen 
Gebarung 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

Verlust aus der sonstigen 
Gebarung 

Gewinn aus der Zinsen- und 
Skontoverrechnung 

Verlust c1us der sonstigen 
Gebarung 

S 1,950.118,53 

S 1,253.390,72 

S 3,303,509,25 

s 1,620. 57n, n4 

s 1 , 3fJ2. 7Br,, 40 

s 2,923.3'.;Jn,L�4 

s 2, 0Li3 .(i61, 50 

- s 1,398.787,33 

s 644.244,17 

s 1, 728.651,84 

- s 450.544,12 

s 1,278.107,72 

s 2,428.873,99 

- s 2,334.900,78 

s 93.973,21 

s 1,554.445,85 

- s 7,209.772,23 

- s 5,655.326,38 
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Aus dieser Aufstellung ist zu ersehen, daß vor allen in den letzten 

Jahren in der Zinsen- und Skontoverrechnung wohl Gewinne erzielt 

wurden, die sonstige Gebarung aber hohe Verluste aufweist . 
• 

Die Ursache dieser Verluste liegt fast ausschließlich in bestehenden 

Unterfinanzierungen bei den von der Genossenschaft errichteten Cb­

jekten. 

Auf Grund dieser Unterfinanzierungen war die Bauvereinigung im Jahre 

1�81 gezwungen, einen Zwischenkredit in Höhe von S 25 Mio. aufzuneh­

rren, wobei die Kosten dieses Kredites nicht bzw. nur teilweise auf 

die t'vlieter oder Eigentürer L.iberwälzbar waren. 

Aul�erden war die Bauvereinigung dazu gezwungen, zur Ausfinanzierung 

von Objekten Eigenkapital einzusetzen, wobei nur vereinzelt Zinsen 

für dieses Kapital in Rechnung gestel I t werden konnten. Der Grund 

dieser Unterfinanzierungen ist zun Großteil auf Baukostenüberschrei­

tungen, aber auch auf erschwerte Verwertbarkeit der Objekte zurück­

zuführen. Ein wesentlicher Grund der Verluste ist auch darin zu 

suchen, daß die Bauvereinigung die Endabrechnungen wesentlich ver­

spätet eingereicht hat. Da die verspätete Einreichung ein alleiniges 

Verschulden der Genossenschaft darstellt, kann bei der Annuitäten­

rückrechnung nicht von der Zwischenfinanzierung, sondern nur von der 

endgültigen Finanzierung ausgegangen werden. Dadurch ergab sich für 

die Genossenschaft ein beträchtlicher Zinsenverlust, der anläßlich 

der Bilanzerstellung 19�2 schon auf rd. S 7,2 Mio. geschätzt wurde. 

Die Bauvereinigung hat diesen Feststellungen insoferne Rechnung ge­

tragen, als anläßlich der Bilanzerstellung für das Jahr 1983 die bis 

zu diesen Zeitpunkt aktivierten Kosten der Zwischenfinanzierung in 

einen AusnaB von rd. S 4 iv\io. wertber ichtigt wurden. 

Für die Zukunft rrul� davon ausgegangen werden, daß die Bauvereinigung 

positive Betriebsergebnisse nur dann erzielen wird, wenn es gelingt, 

säntliche Unterfinanzierungen zu beseitigen und das eingesetzte 

Eigenkapital dadurch zunindest teilweise freizubekmrren. 
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Van Landesrechnungshof rruß auch darduf hingewiesen werden, daß die 

Ergebnisse in der Zinsen- und Skontoverrechnung in Zukunft durcn die 

Verpflichtung zur Veitergabe der Skonti wesentlich beeinflußt, das 

heißt im konkreten Fall verschlechtert werden. 

Sollte es der ßauvereinigung wirklich gelingen, die bestehenden Fi­

anzierungslucken zu füllen, so erscheint es imrer noch fraglich, ob 

die in der Lwischenzeit anlaufenden Kosten überwälzbar sind. 

Aul�erdem ist festzustellen, daß die ßauvereinigung die in diesem ße­

reich zu erwartenden Verluste kaun in der ordentlichen Gebarung aus­

gleichen wird können, weil in der derzeitigen Situation der ßauver­

ein1gung, vor allem auch iin ßereich "Bautätigkeit", rnit nur geringen 

Einnarrren zu rechnen sein wird. 

Uer Landesrecnnungshof ist aus diesem Grund in bezug auf die wirt­

schaftliche Situation der &uvereinigung skeptisch, daß in Zukunft 

ausgeglichen bilanziert werden kann. 

Der Vorstand der ßauvereinigung hat dern Landesrechnungshof versi­

chert, daf3 er sich der Situation voll bev..'l.lßt ist und werden zur Zeit 

Überlegungen angestellt, die sowohl Einsparungen in allen Bereichen 

wie auch die Ausschöpfung aller iVbglichkeiten bezüglich der Ausfi­

nanzierungen miteinbeziehen. 
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Der Landesrechnungshof hat iin Zuge der Prüfung ausgewäh I ter Bereiche 

aus den Rechnungswesen gereinnütziger Bauvereinigungen bei der 

geieinnutzigen Siedlungsgenossenschaft der Arbeiter und Angestellten 

in Leoben - �nawitz eine Einschau durchgeführt, wobei auch stich­

probenweise die l3ehandlung von Anboten und Auftragsvergaben in die 

Prüfung einbezogen wurden. 

Die Prüfung erbrachte zusanrenfassend folgendes Ergebnis: 

illLN)SAfZL I O IE.:, 

Die Genossenschaft wurde 1946 gegründet. 

Der örtliche Geschäftsbereich erstreckt sich auf das gesamte Bundes­

gebiet. 

tvlit Stichtag 31. Dezerber 1%4 waren 1.421 Geschäftsanteile gezeich­

net. Die l-löhe eines Geschäftsanteiles beträgt S 300.--. 

VCRSTAN), N..JFS IQ-ITSAAT, Cl:NERALV�A'vtti.1\G 

Irn1 vmber 1984 sind 2 Vorstandsmitglieder zurückgetreten und wurde 

nur eine Nachbesetzung vorgenanren, sodaf� sich derzeit der Vorstand 

nur aus 2 Personen zusamrensetzt. 

Die Generalversarmüung, welche der Satzung entsprechend bis 30. Juni 

jeden Jahres stattzufinden hat, wurde in den letzten Jahren ver­

spätet abgehalten. 
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1-0:.ffiÄSENf AT I CN LN) \\iERßl.1\G 

Hiezu rruß festgestellt werden, dal� sich die Bauvereinigung bis 1981 

un Spar sarrke i t in diesen ßere ichen nicht sonder lieh benüht hat. Erst 

ab dem Jahre 1982 ist eine gewisse Änderung festzustellen. Der 

Landesrechnungsnof erwartet, daß auch in Zukunft im Bereich Reprä­

sentation dem Grundsatz der Sparsaikeit entsprechend Rechnung getra­

gen wird. 

PEJ.{5lN\LKu::, TEN l.N) KOS TtN O::.H. 

Die Bezuge der Angestellten (5 Voll- und eine Halbtagsbeschäftigte) 

liegen tei !weise weit über dem für gereinnützige Bauvereinigungen 

gLiltigen Kollektivvertrdg. Darüberhinaus hat die Bauvereinigung al­

len Angestellten ein Bilanzgeld gew�hrt, und zwar bis 1979 jeweils 

ein volle und ab 1980 ein halbes i'vbnatsgehalt. 

Unter ßedachtnatne auf die wirtschaftliche Lage der Bauvereinigung 

,verden Einsparungen in diesem Bereich unL.ITgänglich sein. 

Bezüglich der Kosten der Organe wird festgestellt, daß bis Noverrber 

1984 die Geschäftsführung der Genossenschaft von allen 3 Vorstands­

mitgliedern besorgt wurde, wobei jedes Vorstandsmitglied für diese 

Tätigkeit entlohnt wurde. In diese.-1 Zusamrenhang rruß bei einer 

Größenordnung von ca. 1. 1 Oü verwalteten Wohnungen und einer rück­

gängigen Bautätigkeit die Notwendigkeit von 3 entlohnten Vorstands­

mitgliedern - der Aufwand hiefür betrug 1983 ca. S 1 Mio. - stark 

bezweifelt werden. IrnNoveirber 1984 sind 2 der 3 Vorstandsmitglieder 

ausgeschieden. Bei der am 21. Noverrber 1984 stattgefundenen General­

versarrrnlung wurde nur ein Vorstandsmitglied durch 1-lerrn Korrrann 

nachbesetzt. Das neue Vorstandsmitglied hat 21.rnindest vorerst auf 

eine tntschädigung für seine Tätigkeit verzichtet. 

ßezLigl ich des frLiheren Vorstandes nuß darauf hingewiesen werden, dal� 

der für eine gereinnützige Bauvereinigung wohl als selbstverständ-

1 ich anzusehende Grundsatz der Sparsani<ei t nicht der entsprechende 

Stellenwert eingeräunt wurde. 

Beispielsweise haben Vorstandsmitglieder 
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* bei Dienstreisen trotz der Verrechnung von Tagesdiäten Kosten für 

Konsunation zusätzlich der Bauvereinigung in Rechnung gestellt. 

* Autobatterien, Autoreifen, Schonbezüge und Reparaturen ihrer Pri­

vatautos der &uvereinigung in Rechnung gestellt. 

Hiezu wird festgestellt, dals 

** bei Verwendung privater Fahrzeuge fur Dienstfahrten mit dem Ki­

lareterbeld alle darni t für das Fahrzeug sich ergebenden Aufwen­

dungen abgegolten sind 

** bei Verrechnung von Tagesdiäten alle Aufwendungen für KonsurR­

tion etc. aböegolten sind und daher nicht noch zusätzlicn in 

Rechnung gestellt werden kennen. 

Auch war es üblich, an die l\ü tgl ieder des Vorstandes und Aufsichts­

rates Firrrendarlehen zu günsti)",Sten &dingungen zu vergeben. Hiezu 

rruß ausdrück I i chs t f es tges te 11 t werden, dal� geire i nnütz i ge ßauvere i -

nigungen ihre 1ittel zur Errichtung rri:iglichst kostengünstiger Woh­

nungen und nicht für kostengünstige Kredite an Vorstands- und Auf­

sichtsrat�nitglieaer einzusetzen haben. 

Der neue Vorstand ist zweifellos un Sparsarkeit beruht, was aller­

dings unter ßedacntnatrre auf die wirtschaftliche Situation der Bau­

vereinigung auch un�rgänglich ist. 

unter Bedachtnatrre auf die notwendige Sparsarrkei t und den Unstand, 

daß der in Verwendung stehende Fi rrren-A<'w überwiegend für Privat­

fahrten herangezogen wird, sehe int ein Verkauf dieses PKW über le­

genswert. 

Die Buchführung wird mit Hilfe eines Ruf-ivagnetkontenca,puters vor­

genamen, wobei für den Bereich der 1Vieten eine externe EDV-Anlage 

herangezogen wird. 
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Zum PrUfungszeitpunkt kann e festJestcllt werden, dnß die Buchhnltung 

praktisch tagfertig 1st und zu keinen Beanstandungen AnlaO gibt. 

FESTSTELLUNGEN ZllR VERGABE VON LEISTUNGEN 

(Auss�hre1bung - Anuebot - Zuschlag) 

Bei der ';t i ·h, 1rubem-1L'isrn Übe>r prUfunr_:J dieses Bereiches durch den Landes­

re�hnungshof wurden Ahwt> 1 chungen von den Förderun(_Jf,r ichtl i ni en unrl den 

P1m,c 111· qisen Ö :JfWE� fe,,t,/stellt.. 

Die ,,�hwerwie(Jendsten AtJv1eichun,Jen werden nachfolgend anCJefUhrt. 

* Vertas�er der Auhschre1bung 

Die FcirderunCJsrichtliriien CJPben unter Punkt IV, A. "AllgemPine Be­

stimrnungen" u. a. vor: 

"Bei der VerCJnbe von Arbeiten und Lieferun9en soll der freie \vettbe­
werh gelten." 

Im Zuge der stichprobenweisen Überprüfung hat sich - aufgrund des 

vorgefundenen Schriftverkehrs - herausgestellt, daß bei einigen Bau­

vorhaben die Planer und Verfasser der AusschreibunCJ gleichzeitig Mit­

bieter waren. 

Beispiele: 

Ausschreibung - Elektroinstallation 

Planer 

Aflenz 

Kalwang 86a 

Leoben - Dirnböckweg 
(1.Ausschreibung) 

Leoben - Dirnböckweg 
(2.Ausschreibung) 

F n. \vinter 

Fa.Winter 

Fa. \'Jinter 

Fa.Ballasch 

Auftrag 

Fa.Ballasch 

Fa.Winter 

Fa.Winter (Aussci1reibung 
wurde aufgehoben) 

Fa. Ballnsch 

wie aufgezeigt, waren in den n�isten Fällen die Planer und Verfasser 

der Ausschreibung t;illigst- ozw. ßestbieter und wurden von der ßau -
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vereinigung mit der Ausführung der Arbeiten betraut. 

Diese Vorgangsweise entspricht nicht c!,a-nGedanken des freien Wettbe-­

werbes irn Sinne der Förderungsrichtlinien, da der Planer 

Verfasser der Ausschreibung gegenüber anderen Mitbietern einen we­

sentlichen Inforrrationsvorsprung und sanit einen Kalkulationsvorteil 

hat. 

Bereits die Förderungsrichtlinien in der Fassung van 15. Juni 1981 

haben festgelegt, daß Anbote von Bewerbern, die mit der Planung der 

betreffenden Arbeit oder Lieferung befafH waren, auszuscheiden sind. 

Die seit 19. t\lai 1984 1n Kraft getretenen neuen Förderungsrichtli­

nien schreiben numehr unter Punkt IV, E "Ausscheiden von Angebo­

ten" - ausdrück! ich vor, dal3 Angebote von Bietern, die rni t der Pla­

nung oder Ausschreibung der betreffenden Arbeiten oder Leistungen 

direkt oder indirekt betaßt wMen, auszuscheiden sind. 

* Formrichtigkeit und Vollständigkeit der Angebote 

Die CN:::Rv1 A 2050 sieht unter Punkt 4.5 "Ausscheiden von Angeboten" 

u.a. vor, daß verspätet eingebrachte, sowie fehlerhafte und unvoll­

ständige Angebote - falls die /\.länge! nicht behoben wurden - nicht zu 

berücksichtigten und auszuscheiden sind. 

Hiezu wird ange-rerkt, daß dieser Richtlinie nicht entsprochen wurde. 

Beispiele: 

o ßauvorhaben Nautern 119 - Baureister 

Im Angebot der Fa. Hüttenbrenner/f\.•autern wurden weder die der Kal­

kulation zugrundeliegenden Bruttolöhne noch die I terialpreise ange­

geben; zudern fehlt die firrremäßige Fertigung (siehe Beilagen 1,2). 

Das Angebot wurde nur mit dern Firrrenster rpel versehen - Unterschrift 

und Oatun fehlen. 

Venrerke über o.a. �nngel scheinen in keiner Niederschrift auf. Das 

Angebot der fa • .Hüttenbrenner wurde weder ausgeschieden noch wur­

den die Mängel behoben; vielrrehr wurde - nach rechnerischer Über-
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prüfung der Angebote - der Finia Hüttenbrenner als Bi 11 igstbieter der 

Auftrag erteilt. 

o fuuvorhaben frofaiach - ßergranngasse (Schw-drzdeckung) 

Hiebei wurde die Firrra Stoppacher/Weiz, deren Angebot lt. Eintragung 

im Angeboteröffnungsprotokoll verspätet eingelangt war - obwohl nach 

D.Jrchrechnung der Angebote mit einer Differenz von ca. S 30.000.­

zur1 ßi 11 igstbieter nur an 3. Stelle gereiht - beauftragt. 

* Rechnerische 1:-'rufung 

ßeirn ßauvort1aben Karnrern - Zirrnemannsarbei ten - die Ausschreibung 

enthielt auch Alternativpositionen - erfolgte die Angebotsprüfung und 

ßestbieterennittlung unter Heranziehung von Alternativpositionen und 

unter Vornahre von tvassenkor rekturen. 

Beim Vergleich der nach Angebotseröffnungsprotokoll an 1. und 2. 

Stelle gereinten finren Lackrier /Kärnrern, Angebotssurrre S 533.459,24, 

und Hüttenbrenner/�autern, Angebotssunre S 550. 108,23, wurden jedoch 

die ��ssenkorrekturen bei gleichen Positionen unterschiedlich durch­

geführt, sodaß nicht Gleiches mit Gleichem verglichen wurde (siehe 

Bei lagen 3, 4). 

Diese Art der Bestbieterermittlung entbehrt jedweder Sorgfalt. 

Überdies wurde festgestellt, daß einige Angebote überhaupt keinen 

Prufungshinweis enthalten. 

Beispiele 

oßauvorhaben Aflenz - Elektroinstallationen 

Laut Angeboteröffnungsprotokoll van 17. April 1981 wurden 8 Angebote 

abgegeben, wobei die Angebote der Finren 

lng. tverl/Bruck a.d.tvur 

W. 'inter/Knittelfeld 

Stadtwerke Judenburg 

Dipl.Ing. Wagner/Graz 

keinen einzigen Prüfungshinweis zeigen. 

-- - - -- - - - -----�� ----------------------
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o Bauvorhaben Aflenz - llichdecker 

Das Angebot der finra Sajowitz zeigt keinen Prüfungshinweis. 

o ßauvorhaben Aflenz - ßam-eister 

Es waren 3 Angebote vorhanden
f 

jedoch kein Anboteroffnungsprotokoll. 

lßs Angebot der Firrra Fröhlich/Kapfenberg zeigt keinen einzigen Prü­

fungshinweis (siehe Beilage 5). 

o ßauvorhaben Kraubath - bau1eister 

Laut Angeboteroffnungsprotokol l wurden 7 Angebote abgegeben - von 

diesen waren bei der Bauvereinigung nur noch 5 vorhanden. 

Davon wurde nur jenes der später beauftragten fim.a Helrrer/Knittel­

feld positionsrral3ig abgehakt; die Angebote der anderen 4 Finren zei­

gen nur bei der Zusamrenstel Jung auf Seite 79 insofern Aktivitäten 

des Prüfers, als hier jeweils der Punkt 10, Kegiearbeiten, ergänzt 

und eine Addition der Gruppen 1 bis 12 getätigt wurde. 

Bei den rreisten der angeführten Beispiele fehlen außerdem Hinweise 

auf die Person des Prüfers und das DatlJTl der Prüfung (siehe Bei la­

ge 5). 

* Verhandlung mit Bietern 

Die LN.Rv A 2050 gibt unter Punkt 4.4 u.a. vor, daß Verhandlungen 

zwischen Auftraggeber und 0ietern zwecks Erzielung von Preisnachläs­

sen oder sonstige, gegen den Grundsatz der gleichml3igen Behandlung 

aller Bieter verstoßende Verhandlungen während des Vergabeverfahrens 

unzulässig sind. 

Van Landesrechnungshof wurde festgestellt, daß in den rreisten Fällen 

nachträglich Preisverhandlungen - zureist mit den ßilligstbietern -

vorgenanren wurden. 

Diese Vorgangsweise scheint oberflächlich betrachtet durchaus 1n1 

Interesse der ohnungswerber zu sein. 
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Der Landesrechnungshof vertritt jedoch die Ansicht, daß derartige, 

von den Firrren "freiwillig" zugestandene Preisnachlässe aufgrund 

a) höher kalkulierter Angebote - irn'\issen der ßieter un übliche, von 

den ßauve rein i gungen gep f I ogene nach träg I i ehe Preis ver hand I ungen 

b) von Einsparungen auf Kosten der Ausführungsqualität 

c) unüblich erhöhter Nachtragsangebote 

letztendlich doch zu Lasten der Wohnungswerber gehen. 

Die neuen 111it 19. tvai 1984 in Kraft getretenen Förderungsrichtlinien 

geben nurrrehr ausdrücklich vor, daß Preisverhandlungen während des 

Vergabeverfal1rens - mit AusnalT1e des Zutreffens der »o Ortsansassig­

kei tsklausel - nicht durchgeführt werden dürfen. 

* Wahl des Angebotes fLir den Zuschlag 

Seitens der Landesrechnungshofes wurde festgestellt, daß die Vergabe 

der Leistungen in einigen Fällen - ohne schriftliche Angabe von Grün­

den - nicht an die Billigst- bzw. ßestbieter erfolgte. 

Beispiel: 

oßauvorhaben Trofaiach - f�q?jranngasse - Schwarzdecker 

Laut Angeboteröffnungsprotokoll van 10. August 1981 wurden 7 Angebote 

abgegeben; nach D..Jrchrechnung der Angebote ergab sich folgende 

Ke i hung : 

1. Fa. 

2. Fa. 

3. Fa. 

Frei s i nger /Hausrranns tät ten 

Ploberger /Graz 

Stoppacher /Weiz 

S 477.736.-­

s 494.290.--

5 508.264.--

Gerräß 'erkl ieferungsvertrag van 20. Jänner 1982 wurde die Firrra 

Stoppacher, deren Angebot zuden verspätet eingelangt ist, als dritt­

gereihter Bieter zm1 Angebotspreis und sanit un ca. S 30.000.­

teurer als der Billigstbieter, beauftragt (siehe ßeilagen 6,7). Ce.zu 

wird noch angererkt, daß die Angebote der Firrren Freisinger und Plo­

berger ordnungsgmiil3 waren. 
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* freihändige Vergabe 

Die Förderungsrichtlinien sehen vor, daß freihändige Vergaben u.a. 

nur dann zulassi6 sind, sofern der Gesantwert der Leistung 

S 50.000.-- nicht übersteigt. 

Anlä1Hich der Prüfung wurde jedoch festgestellt, dal3 beim Bauvor­

haben Trofaiach, Langefelderstraße, Garagenanlagen irn Auftragswert 

von S 36.'.>.80U.-- und beirn l:3auvorhaben Trofaiach, Berg;-ranngasse, 

Garagenanlagen un S 1,280.Jüü.-- ohne Ausschreibung - aufgrund ei­

nes /\ngebotes der Firne. Helrcer/Zeltweg vcrn 3.Juli 1981 und eines 

Ver 6 Je ichsangebotes der F i nrn. febau Röhr s /Völkenrarkt vcrn 8 .i\ärz 

1 '782 - an die Fi ma He Irrer vergeben wurden. 

1\bschl iel3end wird darauf hingewiesen, dal� sich die gegenstandl iche 

Prufung nur auf die Vergabe von Leistungen i1n Sinne der förderungs­

r ichtl inien und der einsödägigen CN..Rvi:N, nicht jedoch auf die Pla­

nung, Ausfuhrung und Abrechnung bezieht; dies bleibt einer zukünfti­

gen, den bautechnischen Bereich unfassenden Prüfung vorbehalten. 

ERTIWE. i"lJS SKOWI 

Die Bauvereinigung hat - wie andere ßauvereinigungen auch - anläß-

1 ich der Abwicklung von ßauvorhaben erzielte �konti als Ertrag ver­

einnal.nt. 

Der Landesrechnungshof hat in seinen Prüfberichten bezüglich der Be­

handlung der Skonti imrer wieder auf die Notwendigkeit einer ent­

sprechenden Regelung im Interesse der Wohnungswerber hingewiesen. 

Die mit 19. i 1984 in Kraft getretenen neuen Förderungsrichtlinien 

sehen u.a. vor, dal3 Skonti in jedem Fall den Wohnungswerbern, die ja 

auch die Kosten zu tragen haben, zugute kamen. 

Auf die geprufte ßauvereinigung bezogen bedeutet dies einen nicht 

unwesentlichen Entfall von Einnarrren und damit auch eine Beeinflus­

sung der wirtschaftlichen Lage. 
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Seit 1. Septerrber 1981 rrüssen die Bauvereinigungen für jedes Bauvor­

haben ein gesondertes Bankkonto führen. 

Die Bauvereinigungen ist dieser Verpflichtung nachgekanren. 

Die lnstandhaltungsrücklage dient geräß § 16 Abs.1 Wohnungseigen­

tunsgesetz 1975 der Vorsorge für künftige Erhaltungs- und Verbesse­

rungsarbeiten. Die Rücklage ist als gebundenes Yemögen der jeweili­

gen Miteigentürer zu verwalten, gesondert zu verwahren und frucht­

bringend anzulegen. 

Dieser zwingenden gesetzlichen ßestirmung ist die Bauvereinigung 

erst ab 17. Mii 1984, sanit erst nach 9 Jahren, nachgekanren! Bis 

zum Zeitpunkt der Anlage der Sparbücher wurde die Instandhaltungs­

rücklage über die Konten der Bauvereinigung geführt und verzinst. 

BETRIEBSKOST� 

Der ßere ich der "Mietenbuchhal tung" wird mittels einer externen EDV­

Anlage durchgeführt. 

Das dabei verwendete Programn entspricht nicht in allen Punkten den 

Anforderungen, die an eine gesetzeskonforrre Betriebskostenabrechnung 

gestellt werden. 
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So fehlen bei 

* den Instandhaltungsrücklagen eine detaillierte Darstellung der 

Entnahren und der Zinserträge und 

* den üarlehenstilgungen ein gesonderter Ausweis von Kapital und 

Zinsen. 

Auch wird es notwendig sein, das ,·'ahmvesen zu verbessern. 

Die bauvereinigung hat in den letzten Jahren in der ordentlichen Ge­

barung nicht unwesentliche Verluste (1979 rd. � 2,8 Mio., 1980 rd. 

S 52U.000.--) bzw. bescheidene Gewinne (1981 rd. S 51.000.--, 1982 

rd. S 49.000.--) ausgewiesen. 

In der außerordentlichen Gebarung wurden im Bereich Zinsen- und 

Skontoverrechnung Gewinne erzielt, im übrigen Bereich der a.o. Geba­

rung sind jedoch hohe Verluste ausgewiesen. 

Da aufgrund der neuen Förderungsrichtlinien Skonti in Zukunft nicht 

rrehr vereinnahnt, sondern an die ohnungswerber weitergegeben werden 

rriissen, wird sich das Ergebnis der a.o. Gebarung weiter verschlech­

tern. 

Die Ursache der Verluste liegt fast ausschließlich in bestehenden 

Unterfinanzierungen der von der Bauvereinigung errichteten 0:>jekte. 

Ursache dieser Unterfinanzierungen sind insbesondere 

* Baukostenüberschreitungen 

* erschwerte Verwertbarkeit einzelner Cbjekte 

* wesentlich verspätet eingereichte Endabrechnungen. 
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Die Bauvereinigung rrul3te daher Eige�nittel einsetzen bzw. einen Zwi­

schenkredit in Höhe von S 25 Mio. aufnetrnen. 

Bisher rrulHe die Bauvereinigung bereits Zinsenverluste in der 

Größenordnung von ca. S 7 !Vio. bzw. Wertberichtigungen von S 4 tv lio. 

in Kauf nehren. 

Die wirtschaftliche Lage der Bauvereinigung ist derzeit sehr ange­

spannt. 

Positive Betriebsergebnisse \.Verden in Zukunft nur dann erzielt wer­

den können, wenn es gelingt, 

* die Unterfinanzierungen zu beseitigen und dadurch zunindest teil­

weise die eingesetzten Eigenni ttel wieder freizubekarrren 

* in den nächsten Jahren entsprechende Cbjekte zur Errichtung zuge­

teilt zu erhalten. 

Bezüglich der notwendigen Bautätigkeit und den sich daraus für die 

Bauvereinigung ergebenden Einnamen ist der Landesrechnungshof zu­

mindest derzeit skeptisch, da rrnngels entsprechender Grundstücksbe­

vorratung derzeit baureife Grundstücke praktisch nicht zur Verfügung 

stehen. 

Der Vorstand der ßauvereinigung ist sich dieser Situation bewußt und 

ist rni t der Erste 11 ung eines Konzeptes befaßt. 

Eine Beobachtung der weiteren Entwicklung der wirtschaftlichen Lage 

der Bauvereinigung erscheint jedoch vordringlich. 
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Jim 18. ,\tlarz 1985 fand die Schlu13besprechung mit folgenden Tei lneh­

rrern statt: 

Van ßüro Landesrat Dipl. Ing. Josef Riegler: 

u<t"Z. Dr. Ingrid Klug-funovits 

Von der Siedlungsgenossenschaft der Arbeiter und Angestellten Leoben­

D:mawi tz: 

Paul Freirrann, Aufsichtsratsvorsitzender 

Volker Prasthofer, Vorstandsobmnn 

Franz Korrmnn, Vorstandsrni tgl ied 

Von der Rechtsabteilung 14: 

Abteilungsvorstand W.Hofrat Dr. Erich Nopp 

Ll-<R. ,v'ag. ffir. Gerhard Kcipl 

Vari Landesrechnungshof: 

Landesrechnungshofd i rektor '\ '.Hofrat Dr. Gerold urtner 

Landesrechnungshofdirektorstellvertreter 
.1-tofrat Dr. Egbert Thaller 

<.RR. Dr. Karl Bekerle 

Vß. Dipl.Ing. Herbert Unger 

AS. üthrar Rottenschlager 

Im Ramen dieser Besprechung wurde das Ergebnis der Prüfung darge­

legt und diskutiert. 

Graz, am 25. t lärz 1985 

Der Landesrechnungshofdirekto . 

(ürtner) 


